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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die KSeine Anfrage der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Miltner, 

Erhard (Bad Schwalbach), Dr. DoMinger, Berger, Pfeffermann, Biehle, Biechele, 
Dr. Stark (Nürtingen), Gerster (Mainz), Freiherr von Fircks, Benz, Schmöle, 
Nordlohne, Schröder (Lüneburg) und Genossen 
- Drucksache 7/3690 - 


betr. Sonderregelungen zugunsten gewerkschaftlicher Funktionsträger 
in der Bundesverwaltung 


Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 2. Juli 1975-900-1 1073-2 - namens der Bundes- 
regierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


Nach der Antwort der Bundesregierung vom 22. April 1975 auf die 
Kleine Anfrage zur Lage der Deutschen Bundespost ist zwischen 
der Deutschen Bundespost und der Deutschen Postgewerkschaft 
eine „Vereinbarung zum Zwecke des Schutzes der gewerkschaft- 
lichen Betätigung von Funktionsträgern der Deutschen Postgewerk- 
sdaaft" geschlossen worden (Drucksache 7/3544, Antwort zu Frage 
IIl. 33). 

Die Bundesregierung gibt in der Antwort an, die Vereinbarung 
regele im wesentlichen die Wahl der Vertrauensleute der Deut- 
schen Postgewerkschaft während der Arbeitszeit in den Betriebs- 
räumen. Hinsichtlich der Rechte von Funktionsträgern sei „lediglich 
ausgesagt, daß diese wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt wer- 
den dürften". 

Im Gegensatz dazu berichtet die Zeitschrift „Deutsche Post" der 
Deutschen Postgewerkschaft in ihrer Ausgabe vom 20. April 1975: 
„Der wichtigste Teil der getroffenen Vereinbarung schützt die 
gewerkschaftlichen Funktionsträger vor Abordnung oder Verset- 
zung zu einem anderen Amt bzw. vor Umsetzung von Stelle zu 
Stelle innerhalb eines Amtsbereiches." Die Dienstvorgesetzten 
dürften künftig Funktionsträger der Deutschen Postgewerkschaft 
gegen ihren Willen nur mit Einverständnis des örtlichen Gewerk- 
schaftsvorstandes zu einem anderen Amt versetzen oder länger als 
drei Monate abordnen. Bei Nichteinigung entscheide der Präsident 
der Oberpostdirektion nach nochmaligem Einigungsversuch mit dem 
Bezirksvorstand der Gewerkschaft. Dieses Verfahren soll offenbar 
der gesetzlichen Beteiligung des Personalrates vorgeschaltet wer- 
den; es müßte, wie die Zeitschrift erläutert, „eigentlich sicherstel- 
len, daß Abordnungen, Versetzungen oder Umsetzungen von 
gewerkschaftlichen Funktionsträgern weitestgehend unterbleiben." 
Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche der beiden Darstellungen entspricht der Wahrheit? 

§ 5 der Vereinbarung zum Zwecke des Schutzes der gewerk- 
schaftlichen Betätigung von Funktionsträgern der Deutschen 
Postgewerkschaft trifft folgende grundsätzliche Regelung: 
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„Die Funktionsträger dürfen wegen ihrer Tätigkeit und ihrer 
Eigenschaft als Funktionsträger nicht benachteiligt werden. 
Insbesondere eine Betätigung als gewerkschaftlicher Funktions- 
träger darf kein Grund für eine Kündigung oder Entlassung 
sein. Gesetzliche und arbeitsvertragliche Bindungen bleiben 
unberührt.'' 

§ 6 (Text siehe Anlage) sollte dieses Benachteiligungsverbot 
hinsichtlich der Versetzung und länger dauernden Abordnung 
oder Umsetzung dahin gehend konkretisieren, daß der Deut- 
schen Postgewerkschaft ein Erörterungsrecht in bezug auf die 
Frage eröffnet sein sollte, ob eine Personalmaßnahme entgegen 
§ 5 der Vereinbarung wegen der Tätigkeit oder Eigenschaft als 
Funktionsträger ergriffen worden sei. Im Hinblick darauf, daß 
spätere Äußerungen der Deutschen Postgewerkschaft darauf 
schließen lassen, daß die Deutsche Postgewerkschaft dieser 
Vorschrift der Vereinbarung einseitig eine andere, weiter- 
gehende Auslegung zuteil werden läßt, die Zweifel an der Ver- 
fassungsmäßigkeit der Vorschrift aufkommen lassen, wird 
der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen als der 
verantwortliche Ressortminister eine Klärung dieses Dissens 
mit dem Ziele einer verfassungskonformen Auslegung herbei- 
führen. 


2. Wie lautet der vollständige Text der Vereinbarung, und wann 
und von wem ist sie abgeschlossen worden? 

Der Text der Vereinbarung ist aus der Anlage ersichtlich. 
Die Vereinbarung wurde am 11. März 1975 zwischen dem 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen und dem 
1. Vorsitzenden der Deutschen Postgewerkschaft geschlossen. 


3. Sind schriftliche oder mündliche Zusatzabreden getroffen wor- 
den, ggf. welche? 

Es ist zu der Vereinbarung folgende „Gemeinsame Erklärung" 
schriftlich abgegeben worden: 

„Im Falle einer Kündigung sind beide Parteien gehalten, sich 
unverzüglich und nachdrücklich darum zu bemühen, die Schwie- 
rigkeiten auszuräumen, die der Kündigung zugrunde liegen 
oder die sich aus der Kündigung für die Betroffenen ergeben 
könnten. 

Zur Erleichterung notwendiger Verhandlungen wirkt die Ver- 
einbarung vom Tagje des Wirksamwerdens der Kündigung an 
zwei Jahre nach." 


4. Hat die Bundesregierung die Vereinbarung gebilligt? 

Bei dieser Vereinbarung hat der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen entsprechend seiner Zuständigkeit 
gehandelt. 
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5. Bestehen in anderen Verwaltungen des Bundes Vereinbarungen 
gleichen oder ähnlichen Inhalts, oder sind sie beabsichtigt? 

Andere Verwaltungen des Bundes haben Vereinbarungen glei- 
chen oder ähnlichen Inhalts nicht abgeschlossen bzw. beabsich- 
tigen nicht, derartige Vereinbarungen zu treffen. 

In anderen Bereichen innerhalb und außerhalb des öffentlichen 
Dienstes bestehen jedoch ähnliche Vereinbarungen. Beispiele 
tarif vertraglicher Regelungen: 

a) im öffentlichen Dienst; 

Tarifvertrag der Städtischen Werke Kassel mit der ÖTV 
Hessen, 

b) außerhalb des öffentlichen Dienstes: 

Tarifvertrag des Verbandes metallindustrieller Arbeitgeber- 
verbände Nordrhein-Westfalens mit der IG Metall, 
Tarifvertrag des Bundesverbandes Druck mit der IG Druck 
und Papier. 


6. Falls die Darstellung in der Zeitschrift der Deutschen Post- 
gewerkschaft zutrifft: 

a) Welche Gründe haben dann die Bundesregierung zu einer 
unrichtigen Antwort veranlaßt, und welche Konsequenzen 
zieht sie daraus? 

b) Hält die Bundesregierung eine solche Vereinbarung für ver- 
fassungs- und gesetzmäßig? Hält sie insbesondere 

— Sonderregelungen zugunsten von Beschäftigten, die 
Funktionen in einer Gewerkschaft, einer Partei oder in 
anderen wichtigen Organisationen innehaben, für verein- 
bar mit dem Gleichheitssatz des Grundgesetzes? 

— die Bindung der Verwaltung an die Mitsprache einer 
Gewerkschaft oder anderer außenstehender Stellen bei 
der Auswahl der von Versetzungen oder Abordnungen 
Betroffenen für vereinbar mit den Grundsätzen des demo- 
kratischen Rechtsstaates? 

Welche Konsequenzen zieht ggf. die Bundesregierung aus 
der Rechtswidrigkeit der Vereinbarung? 


a) Die Bundesregierung hat keine unrichtige Antwort gegeben. 

b) Die getroffene Vereinbarung ist verfassungs- und gesetz- 
mäßig. 

Durch Artikel 9 des Grundgesetzes wird das Recht der Arbeit- 
nehmer zum Zusammenschluß in Gewerkschaften und die 
koalitionsmäßige Betätigung gewährleistet (vgl. auch § 91 
Abs. 2BBG). 

§ 2 Abs. 1 Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) sieht 
vor, daß die Dienststelle und die Personalvertretung im Zusam- 
menwirken mit den in der Dienststelle vertretenen Gewerk- 
schaften zum Wohle der Beschäftigten und zur Erfüllung der 
der Dienststelle obliegenden Aufgaben vertrauensvoll Zusam- 
menarbeiten. Für das gewerkschaftliche Wirken im Betrieb 
sind u. a. in den § 2 Abs. 2, §§ 36, 49 und 52 des BPersVG Rege- 
lungen getroffen. 

Der Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes wird nicht berührt. 
Die Verwaltung ist bei der Auswahl der von Versetzungen oder 
Abordnungen Betroffenen an die Mitsprache einer Gewerk- 
schaft oder anderer außenstehender Stellen nicht gebunden. 


3 



DrUCkS3Ch0 7/3845 Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 


Zwischen 

dem Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
einerseits 


und 

der Deutschen Postgewerkschaft - Hauptvorstand - 
Sitz Frankfurt am Main 

andererseits 

wird zum Zwecke des Schutzes der gewerkschaftlichen Betäti- 
gung von Funktionsträgern der Deutschen Postgewerkschaft 
folgende Vereinbarung geschlossen: 

§ 1 

Gewerkschaftliche Funktionsträger der Deutschen Postgewerk- 
schaft im Sinne dieser Vereinbarung sind die bei der Deutschen 
Bundespost beschäftigten Beamten, Angestellten und Arbeiter, 
die 

Mitglieder der gewerkschaftlichen Organe oder Vertrauens- 
leute 

sind. 


§2 

1. Die Deutsche Postgewerkschaft hat das Recht, alle drei Jahre 
während der Arbeitszeit die gewerkschaftlichen Vertrauens- 
leute auf örtlicher Ebene in den Ämtern und Dienststellen 
der Deutschen Bundespost wählen zu lassen. 

2. Scheiden Vertrauensleute aus, treten sie zurück oder erge- 
ben sich betriebliche bzw. organisatorische Änderungen, so 
können Nach- bzw. Ersatzwahlen während der Arbeitszeit 
stattfinden. 

§3 

Die Anzahl der von § 6 erfaßten gewerkschaftlichen Funktions- 
träger darf 5 v. H. der im Amtsbereich beschäftigten Gewerk- 
schaftsmitglieder betragen. 


§4 

Die durch § 6 erfaßten Funktionsträger werden dem Leiter des 
Amtes durch das zuständige Organ der Deutschen Postgewerk- 
schaft benannt. 


§5 

Die Funktionsträger dürfen wegen ihrer Tätigkeit und ihrer 
Eigenschaft als Funktionsträger nicht benachteiligt werden. 
Insbesondere eine Betätigung als gewerkschaftlicher Funk- 
tionsträger darf kein Grund für eine Kündigung oder Entlassung 
sein. Gesetzliche und arbeitsvertragliche Bindungen bleiben 
unberührt. 
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§6 

1. Die Funktionsträger der Deutschen Postgewerkschaft dür- 
fen gegen ihren Willen nur dann zu einem anderen Amt 
versetzt oder länger als drei Monate abgeordnet werden, 
wenn die Versetzung oder Abordnung zuvor von dem 
Dienstvorgesetzten mit dem zuständigen Organ der Deut- 
schen Postgewerkschaft in der ernsthaften Absicht einer 
Verständigung erörtert worden ist. Sollte hierbei eine Eini- 
gung nicht erzielt werden, ist die Angelegenheit von dem 
Präsidenten der Oberpostdirektion mit der Bezirksverwal- 
tung der Deutschen Postgewerkschaft nochmals mit dem 
ernsthaften Ziel einer Verständigung zu erörtern. 

2. Umsetzungen von Stelle zu Stelle innerhalb eines Amts- 
bereichs, die länger als drei Monate dauern, oder Abord- 
nungen bis zu drei Monaten zu einem anderen Amt hat der 
Amtsvorsteher rechtzeitig mit dem zuständigen Organ der 
Deutschen Postgewerkschaft zu erörtern. 

§7 

Sitzungen und Informationsveranstaltungen für die Funktions- 
träger können nach vorheriger Absprache mit dem Leiter der 
Dienststelle in Diensträumen durchgeführt werden. Die Teil- 
nahme an Sitzungen und Informationsveranstaltungen ist keine 
Arbeitszeit. 


§8 

Diese Vereinbarung tritt am 1. Mai 1975 in Kraft. Sie kann mit 
einer Frist von drei Monaten zum Schluß eines Kalendermonats, 
frühestens zum 31. Dezember 1976, gekündigt werden. 


Bonn, den 11. März 1975 


Der Bundesminister 
für das Post- und 
Fernmeldewesen 
Gscheidle 


Deutsche Postgewerkschaft 
- Hauptvorstand - 
Breit 
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